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Anlage 18 zur GRDrs 839/2012
Verlängerung eines Stellenvermerks 
im Vorgriff zum Stellenplan 2014 
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
alt/neu
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	200.06.03.240
20 60 60 65

	Stadtkämmerei
	EG 8
	VeranlagungsSB (Zweitwohnungs-steuer)
	1,0
	kW 01/13 kW 01/14
	-


Begründung:
Die Einführung und Verwaltung der Zweitwohnungssteuer (ZwWSt) ist nach den Erfahrungen anderer Städte mit einem erheblichen Verwaltungsaufwand verbunden. Aufgrund des Satzungsbeschlusses vom 9. Dezember 2009 (GRDrs 934/2009) und des dazu aufgezeigten Stellenbedarfs, wurden zum Stellenplan 2010 zunächst 4 unbefristete Stellen und darüber hinaus wegen des Einführungsaufwands 4 Stellen auf 2 Jahre befristet geschaffen. Trotz der realistisch eingeschätzten Einführungszeit von 4 Jahren erfolgte die Befristung laut Beschlussvorschlag vorerst nur auf 2 Jahre, um die bis zum Stellenplan 2012/2013 gewonnenen Erfahrungen in die weitere Bemessung einbringen zu können.

Dem Gemeinderat wurde am 23. September 2010 mit GRDrs 697/2010 ein Zwischenbericht zur Einführung der ZwWSt vorgelegt. Im Ergebnis konnte unverändert davon ausgegangen werden, dass die prognostizierte Anzahl der rund 2.000 Steuerpflichtigen realisiert wird. Diese Einschätzung traf zu, Stand August 2012 waren 2.333 Personen aktiv steuerpflichtig. Seit Beginn der Steuerpflicht am 01. Januar 2011 wurden insgesamt 3.330 Personen zur Zweitwohnungssteuer veranlagt.

Der für den Finanzausgleich relevante Zugang mit zwei bis drei Tausend Hauptwohnsitzen wurde bereits mit Stand Ende Februar 2011 (2.654 Statuswechsler) erreicht. Bis August 2012 haben sich insgesamt 3.749 Personen mit  Zweitwohnung zu Gunsten des Hauptwohnsitzes umgemeldet.
In den Monaten Dezember 2010 bis Februar 2011 wurden 11.761 Inhaber einer Zweitwohnung zur Abgabe einer Steuererklärung aufgefordert. Zum Zeitpunkt der Vorbereitung zur Einführung der Zweitwohnungssteuer waren 38.700 Personen mit Zweitwohnung gemeldet. Andere Großstädte verzeichneten eine Reduzierung der Zweitwohnsitze um bis zu 80%. Gegenüber der ursprünglichen Prognose mussten daher zusätzlich rund drei bis vier Tausend Inhaber einer Zweitwohnung zur Abgabe einer Steuererklärung aufgefordert werden. Dementsprechend sind auch die Fallzahlen bezüglich Auskunfterteilung und Bearbeitung der Rückläufe gegenüber der Prognose angestiegen. Mit Stand August 2012 war noch bei 1.750 Personen ungeklärt, ob der Meldestatus Zweitwohnsitz zum Zeitpunkt 01. Januar 2011 (Beginn der Steuerpflicht) korrekt war, da diese Personen bisher trotz mehrerer Aufforderungen noch nicht reagiert haben. Die Bearbeitung dieser Fälle ist mit einem erheblichen Zeitaufwand, teilweise allein schon für die Adressermittlung, verbunden.      

Zwei der befristeten Stellen wurden erst im September 2010 besetzt. Einerseits erfolgte dies im Blick auf den sukzessiv ansteigenden personellen Bedarf, andererseits gestaltete sich in diesem Bereich die Personalgewinnung und -erhaltung auch wegen der kurzen Befristung als äußerst schwierig. Aus diesen Gründen wurde eine der befristeten Stellen in EG 8 (Stelle Nr. 200.0603.235) nicht besetzt und im Vorgriff auf den Stellenplan 2012 ersatzlos gestrichen. Als Ausgleich wurde die Befristung der Stelle Nr. 200.0603.230 im „kleinen Stellenplanverfahren“ im Vorgriff auf den Stellenplan 2012 auf 31. Dezember 2013 verlängert. Die Verlängerung war somit kostenneutral zu bewerten.

Da aufgrund der Fallzahlen und dem Rücklauf der Steuererklärungen, sowie der ungeklärten Fälle, bereits heute absehbar ist, dass die Einführungsphase mit erhöhtem Personalbedarf zum 31. Dezember 2012 nicht abgeschlossen ist, wird die Verlängerung der Stelle 200.06.03.240 um ein Jahr bis 31. Dezember 2013 beantragt. 

Stellenvermerke:

Stelle Nr. 200.0603.240: kW 01/2014 statt kW 01/2013

     
